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nisatoren bei dieser Veranstaltung sind viel-
fältig: “Wiedereinführung der Verfassten
Studierendenschaft, Abschaffung sämtlicher
Bildungsgebühren, Abschaffung des mehr-
gliedrigen Schulsystems und die sinnvolle
Neugestaltung der Bachelor/Master-Stu-
diengänge", so eine Pressemitteilung des
AK Freie Bildung am Karlsruher Institut für
Technologie (KIT). Zu dieser Aktion wird
aber auch Kritik laut: "Hier werden Leuten,
die für bessere Bildung auf die Straße ge-
hen, Forderungen in den Mund gelegt, die
diese gar nicht kennen, geschweige denn
unterstützen", so der Vorsitzende des Rings
Christlich-Demokratischer Studenten
(RCDS) Karlsruhe (TH) Thomas Deubel.

Im Anschluss an die Kundgebung werden
dann am Campus Süd des KIT mit tatkräfti-
ger Unterstützung aus Gewerkschafts- und
Verbandskreisen die gerade erst renovier-
ten "Carl-Benz"- und "Gottlieb-Daimler"-
Hörsäle von einigen Demonstranten be-
setzt. Wohl auch aus Protest gegen einen in
ihren Augen zu starken Einfluss der Wirt-
schaft auf dem Campus hält man die Er-
oberung jener beiden Hörsäle für besonders
prestigeträchtig. In einer ersten Presseer-

er Stein des Anstoßes kommt
aus Österreich. Als vor einigen
Wochen Studenten zuerst in

Wien, dann in der ganzen Alpennation auf
die Straße gehen und Hörsäle besetzen, um
auf miserable Studienbedingungen an den
österreichischen Universitäten aufmerksam
zu machen, scheint dies Deutschland zu-
nächst nicht zu betreffen. Ein guter Teil der
Forderungen sind gegen eine vernachläs-
sigte Bildungspolitik gerichtet, wütende Stu-
denten kreiden nun den österreichischen
Regierungen und Universitätsleitungen
massive Fehler an.

Auch in Deutschland gingen Studenten
auf die Straße, allerdings bereits im Juli. Da-
mals wurde Kritik am Bologna-Prozess,
dem G8-Abitur, erhöhtem Leistungsdruck
und einer Ökonomisierung des Studiums
mit der Forderung nach mehr Investitionen
in die Bildung verbunden. Beschwichtigend
griff man von Seiten der Politik ein, setzte

dann aber für die Arbeit der neugewählten
schwarz-gelben Regierung auch klare Sig-
nale: Die Ausgaben im Bildungssektor sol-
len stark erhöht, die Finanzierungsmöglich-
keiten des Studiums verbessert und Proble-
me durch die Bachelor-Master-Umstellung
in Angriff genommen werden. All das ist gut
und richtig. Die lautstarken Proteste wurden
auch in Berlin gehört.

Unter dem Eindruck des Protestes in Ös-
terreich flammt jetzt der Zorn über die Be-
dingungen an deutschen Universitäten neu
auf. Bundesweit besetzen Studenten Hör-
säle, blockieren Lehrveranstaltungen und
versuchen Lösungen auf die Fragen zu fin-
den, diesmal auf ihre Weise. Anstelle star-
rer und verstaubter Hierarchien in den Mi-
nisterien und Rektoraten sollten rein basis-
demokratische Plenen zu Ergebnissen
führen. Jeder kann mitmachen und sich ein-
bringen. Nur wer sich nicht einbringt, wird
hier nicht gehört, so das Credo der Hörsaal-
besetzer.

Mit einiger Verzögerung findet dann am
17. November eine Kundgebung in Karlsru-
he statt, an der sich rund 1.000 Teilnehmer
beteiligen. Die öffentlichen Ziele der Orga-
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beteiligt. Von einer demokratischen Legiti-
mierung der Besetzung könnte in ihren Au-
gen keinesfalls gesprochen werden.

Da sich auch in der zweiten Woche der
Besetzung keine Änderung abzuzeichnen
scheint, wenden sich nun die Fraktionen
von LHG und RCDS in einem offenen Brief
an das Präsidium. Man schätze die Bereit-
schaft für den Dialog mit der Studierenden-
schaft sehr, habe aber als gewählte Vertre-
ter im Studierendenparlament Unverständ-
nis dafür, dass eine Minderheit von
Studenten des KIT und anderen Universitä-
ten sowie Schülern als Sprecher aller Stu-
denten fungiere.

Mit seiner Erklärung vor dem Plenum,
man werde nach zwei Wochen Dauerbeset-
zung den Vorlesungsbetrieb in den besetz-
ten Hörsälen wieder aufnehmen, stellt Pro-
fessor Hippler am Donnerstag, den 26. No-
vember klar, dass diese Form des Protests
am KIT keine weitere Zukunft habe. Es
bleibt die Frage, was die bundesweiten Bil-
dungsproteste letztlich bringen werden. Ne-
ben der Verwüstung der Berliner Humboldt-
Universität im Sommer oder dem Vanda-
lismus im Casino der Goethe-Universität in
Frankfurt am Main bleiben konkrete Ergeb-
nisse bei der Problembeseitigung im Bil-
dungssystem bisher noch aus. Vielleicht
kommt der anberaumte Bildungsgipfel mit
Anette Schavan zu messbaren Ergebnis-
sen. Ob dies aber das Vorgehen der Bil-
dungsstreikinitiatoren rechtfertigt oder ob ei-
gentlich schon die vor den Besetzungen ge-
troffenen Vereinbarungen im Koalitions-
vertrag den Verbesserungsprozess mit sich
gebracht hätten, werden wir nie erfahren.
Wichtig ist nur, dass jetzt endlich etwas ge-
schehen muss.                                    

klärung stellt Noah Fleischer, Pressespre-
cher der "Initiative Bildungsstreik Karlsruhe"
klar: "Freie Bildung, Abschaffung der Stu-
diengebühren, Wiedereinführung der Ver-
fassten Studierendenschaft, Demokratisie-
rung des Bildungssystems", so lauten die in
Solidarität mit den Aktionen in Österreich
verfassten Kernziele.

Mit Sicherheit sorgt die Besetzung für
eins: Der Protest wird spürbar, man kann
nicht einfach daran vorbeigehen. Durch die
Blockierung jeglicher Lehrveranstaltungen
in zwei der größten Hörsäle am KIT wird
auch dem politisch uninteressierten Studen-
ten schnell klar, dass hier etwas mit der Bil-
dungsmisere nicht stimmt. Insbesondere in
den unteren Semestern kommt es durch die
Besetzung zum massiven Ausfall von Vorle-
sungen und Übungen.

Natürlich wird dies auch von Studenten-
seite nicht kritiklos aufgenommen. Schon
kurz nach Beginn der Besetzung warnt der
Vorsitzende der Liberalen Hochschulgruppe
(LHG) Karlsruhe, Lothar Weichert, vor den
negativen Folgen eines derartigen Protests:
"Die Bestreikung und Blockade von Lehr-
veranstaltungen schadet nicht nur der deut-
lichen Mehrzahl der Studierenden, die sich
nicht an dieser Form des Protestes beteili-
gen. Es trifft hingegen keinen der eigent-
lichen Adressaten der Forderungen, insbe-
sondere nicht die für die meisten Punkte zu-
ständige Landesregierung." Auch der RCDS
in Karlsruhe äußert seine Bedenken zur Be-
setzung. Obwohl man in einigen Punkten
die Forderungen der Besetzer vollkommen
unterstütze, sehe er in einer Zahl von 200
Besetzern keine breite Masse an Studen-
ten. "Wenn man auf der einen Seite ‚freie
Bildung' fordert und auf der anderen den
Kommilitonen den Zugang zu Vorlesungen
verwehrt, zeugt das davon, dass es hier
mehr um Aktionismus als Inhalte geht", so
Deubel.

In der Tat stehen die Besetzer während
der ersten Tage vor handfesten Problemen,
wie man all dies unter einen Hut bringen
soll. Völlig unklar scheint auch, wie mit der
KIT-Leitung umzugehen ist. Bereits im er-
sten Plenum erklärt Prof. Becker, Mitglied
des erweiterten Präsidiums des KIT, man
unterstütze nach wie vor die Forderungen
nach einer Reform des Bachelor-Master-
Systems und der Wiedereinführung einer

Verfassten Studierendenschaft. Vielleicht
entspricht ein derartig großzügiges Dialog-
angebot nicht der Vorstellung einer wirk-
lichen "Besetzung". Es bedarf sicher keiner
derartigen Aktion um zu zeigen, dass am
KIT ein vorbildlich konstruktiver Umgang mit
Vertretern der Studierendenschaft vor-
herrscht. 

Unbeirrt hiervon arbeitet man in den
abendlichen Plena sowie Arbeitsgruppen an
der Ausarbeitung von Forderungskatalogen
und Ideen für eine bessere Bildung in
Deutschland. Man vertraue nicht darauf,
dass sich die Bildungspolitik in einer fernen
Zukunft bessern wird, so Pressesprecher
Noah Fleischer. In der ruckhaften Schaffung
eines neuen Forums zur Vertretung der Stu-
denten sehe man keinen Nachteil, sondern
fordert Kritiker des Systems auf, sich in den
abendlichen Diskussionen einzubringen.
Dies offenbart jedoch das Kernproblem der
Besetzer. Nachdem am Ende der ersten
Woche die anfängliche Euphorie verfliegt,
können sie sich der Legitimation durch die
Studenten nicht mehr sicher sein. Auf der
Internetseite der Aktion mehren sich Einträ-
ge, die eine Wiederaufnahme der Lehrver-
anstaltungen fordern und auch Fleischer
räumt im Plenum ein, man könne sich auf
einer Vollversammlung aller Studenten kei-
ner Mehrheit sicher sein.

Bis heute scheint die Frage der Legitima-
tion nicht geklärt. Denn wer mit Zielen wie
der demokratischen Bildung aufwartet,
muss sich auch die Frage gefallen lassen,
ob das eigene Handeln überhaupt konform
ist. Sonja Worch von der LHG äußert sich in
einer Erklärung kritisch und macht insbe-
sondere deutlich, dass sich trotz des gro-
ßen medialen Interesses nur ein kleiner Teil
der Studierendenschaft an den Protesten
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